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M 047/2004 (BJD)  

Motion Fraktion SP: Einreichung einer Standesinitiative zur Entlastung des Agglomerationsver-

kehrs (17.03.2004) 

 

Der Kanton Solothurn reicht beim Bund eine Standesinitiative ein, die verlangt, den Artikel 86 der 

Bundesverfassung so zu ändern, dass ein erheblicher Teil vom Reinertrag der Verbrauchssteuer 

auf Treibstoffen und vom Reinertrag der Nationalstrassenabgabe jährlich für die Finanzierung von 

Infrastrukturen des öffentlichen Verkehrs in Städten und Agglomerationen sowie ergänzend für 

Massnahmen zur Verbesserung des Verkehrsablaufs in Städten und Agglomerationen, zur Trennung 

des Verkehrs sowie zur Förderung des Langsamverkehrs eingesetzt werden kann. 

 

Begründung (17.03.2004): schriftlich 

 

Am 8. Februar 2004 hat die Stimmbevölkerung den Gegenentwurf zur Initiative «Avanti – für 

sichere und leistungsfähige Autobahnen» deutlich abgelehnt. Die Vorlage wurde vor allem kritisiert, 

weil sie ein Multipaket mit unklaren Kostenfolgen war und weil sie den vom Souverän 1994 an-

genommenen Alpenschutzartikel und damit die Umlagerung des Gütertransits auf die Schiene ge-

fährdet hätte. Die Vorlage enthielt aber auch Punkte, die nicht bestritten waren. Dazu gehört die 

Finanzierung von Infrastrukturausbauten in den Agglomerationen aus Geldern, die bisher für den 

Strassenbau reserviert waren. 

Mit einem neuen Absatz 3bis zum Artikel 86 der Bundesverfassung könnten Mittel aus dem 

Reinertrag der Verbrauchssteuer auf Treibstoffen sowie aus dem Reinertrag der Nationalstrassenab-

gabe gezielt zugunsten von Massnahmen verwendet werden, welche den notwendigen Ausbau der 

Infrastruktur des öffentlichen Verkehrs in Agglomerationen ermöglichen. Ergänzend dazu können sie 

für diverse Massnahmen organisatorischer, technischer und baulicher Art zur Verbesserung des 

schienen- und strassenseitigen Verkehrsablaufs in Agglomerationen (z.B. Massnahmen zur Ver-

kehrsentflechtung und zur sicheren Verkehrstrennung, Verbesserung Telematik, Verbesserung Um-

steigebeziehungen, usw.) sowie für die Förderung des Langsamverkehrs innerhalb und ausserhalb 

von Städten und Agglomerationen eingesetzt werden. 

Der effizienteste und nachhaltigste Weg um die überlastete Verkehrssituation in den Agglomeratio-

nen zu verbessern, ist die Verlagerung möglichst vieler Personen und Güter auf öffentliche Ver-

kehrsmittel. Hierfür braucht es neben einem deutlich geäusserten politischen Willen auch eine 

gesicherte finanzielle Grundlage, diese wird mit diesem Vorstoss gewährleistet. Gerade auch die 

noch nicht vollends geklärte Finanzierung der Umfahrung Olten von Seite des Bundes könnte 

durch einen solchen Passus in der Bundesverfassung gesichert werden. 

 

Unterschriften: 1. Christina Tardo, 2. Markus Schneider, 3. Manfred Baumann, Erna Wenger, 

Andreas Bühlmann, Lonni Hess, Stefan Hug, Hans-Jörg Staub, Daniel Bloch, Marianne Kläy, 

Regula Zaugg, Fatma Tekol, Ulrich Bucher, Niklaus Wepfer, Walter Schürch, Urs Wirth, Lilo 

Reinhart, Barbara Banga, Heinz Bolliger, Heinz Glauser, Urs Huber, Martin Straumann, Thomas 



Woodtli, Peter Gomm, Clemens Ackermann, Caroline Wernli Amoser, Ruedi Lehmann, Reiner 

Bernath, Silvia Petiti, Andrea Meier, Magdalena Schmitter Koch, Urs W. Flück, Ruedi Heut-

schi. (33)  

 


